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A       Planungsbedürfnis (§ 1 Abs. 3 BauGB) 
 
 Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes besteht seit 1969 – 1971 die damalige 

Wohnsiedlung „Am Johannisplatz“, im kompletten nördlichen Bereich des Bebauungs-
planes handelte es sich sozialem Wohnungsbau – errichtet, um insbesondere den 
Flüchtlingen aus den ehem. Kriegsgebieten nach dem 2. Weltkrieg, aber auch den 
Spätaussiedlern aus dem damaligen Ostblock schnell günstigen Wohnraum zu schaf-
fen; der Siedlungsdruck war zu dieser Zeit sehr hoch. 

 
 Die Wohnungen wurden damals nach dem ersten Förderweg vermietet, also für die  

unterste Einkommensstufe. 
 
 Die von dieser Änderung betroffen Wohnanlage ist zum 01.01.2014 aus der sozialen 

Förderung herausgefallen, die Wohnungen in diversen Größen eines 1-Zimmer-Apart-
ments bis zu 4-Zimmerwohnung (+ Wohnküche) werden seitdem von der Baugenos-
senschaft zu Mietpreisen vermietet, die sehr deutlich unter den durchschnittlichen 

 Mietpreisen liegen. 
 
 Seit Entstehung dieser Siedlung wurden kaum nennenswerte Veränderung am Baube-

stand vorgenommen, außer Maßnahmen im Zuge der Instandhaltung und Errichtung 
eines Gas-Blockheizkraftwerkes (als Ersatz für das bisherige Ölheizkraftwerk) im KG 
zwischen der Tiefgarage und dem Gebäude Johannisplatz 11. 

 
 Im Zuge der zum Zeitpunkt der Aufstellung dieser Bebauungsplanänderung entstande-

nen natürlichen „Abnutzungserscheinungen“ in den nunmehr letzten 50 Jahren waren 
folgende Gegebenheiten festzustellen, die den heutigen Ansprüchen nicht mehr genü-
gen und die Wohnanlage daher einer umfangreichen Sanierung und eines massiven 
Umbaus etc. bedarf: 

 
 
 Fehlende PKW-Stellplätze: 
 Für die Wohnanlage mit 178 Wohnungen stehen nur 55 Stellplätze in der Tiefgarage  
 und ein  paar wenige oberirdische Stellplätze zur Verfügung.  

Dies führte im Laufe der Jahre zu einem massiven Stellplatzmangel, die angrenzende 
Sperlingstraße und Umgebung ist inzwischen so zugeparkt, dass selbst die Feuerwehr 
im Einsatzfall Probleme hat, zwischen den parkenden Autos durchzukommen. 
 
 
Bauliche Struktur ist nicht für ältere Menschen geeignet: 
Alle Gebäude, die über einen Aufzug verfügen, müssen zunächst über eine innen- oder  
außenliegende Treppe mit i.d.R. 7 Stufen erreicht werden; Gebäude mit bis zu fünf ge-
schossen verfügen über keinen Aufzug.  
 
Der Zugang ist also für ältere Menschen, die auf einen Rollstuhl oder Rollator angewie-
sen sind, nicht mehr möglich, aber auch für Eltern mit Kinderwägen etc. nur schwer zu 
nutzen.  
 
Bei einigen Gebäuden (südwestliche Gebäude, Johannsiplatz 1 – 9) geht es sogar 
durch eine nicht überdachte Außentreppe erstmal einige Stufen in das Souterrain (ei-
gentlich Keller), bevor man innen wieder über sieben Stufen in das eigentliche Erdge-
schoss kommt. Diese Bauart ist heute in keiner Weise praktikabel noch zeitgemäß. 
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Energetische Sanierung notwendig: 
Die Gebäude bestehen aus Ziegeln der 70er Jahre, die über eine sehr schlechte  
 
Wärmedämmung verfügen, so dass der wesentliche Teil der Heizenergie entweicht, der 
Energiebedarf (Erdgas) ist also sehr hoch, das Einsparungspotentials bei ausreichender 
Dämmung ist enorm. 
 
 
Schaffung von neuem Wohnraum durch Aufstockung: 
Teilweise bestehen zwei- und dreigeschossige Gebäude im nördlichen Bereich zur Sper-
lingstrasse hin – diese Gebäude könnten zur Schaffung neuen Wohnraums für Familien 
ohne Flächenverbrauch aufgestockt werden, die bestehende Infrastruktur kann vom 
Bestand genutzt werden.  
 
 
Erhöhung des Wohnwertes durch Vergrößerung der Balkone und Terrassen 
Anders als in den 70er Jahren wird von den Bewohnern großer Wert auf den Freizeit-
wert von Wohnungen durch sinnvoll nutzbare Balkone oder Terrassen gelegt.  
 
Die Balkone in diesem Plangebiet sind entweder lang- aber schmal und daher schlecht 
nutzbar, andere sind tiefer aber nicht breit, was zum gleichen Ergebnis führt.  
 
Durch die Vergrößerung der Balkone in eine sinnvoll nutzbare Größe – oder Schaffung 
von Terrassen (anstatt der bisherigen Balkone im Erdgeschoss) könnte der Wohnwert 
erheblich gesteigert werden, die gesamte Attraktivität der Wohnungen würde dadurch 
deutlich steigen.   
 
 
Erneuerung der Außenanlagen und Spielplätze 
Die durchaus großzügigen Grünflächen, z.T. mit hohem Baumbestand sind zwar ge-
pflegt, werden durch die Bewohner aber kaum genutzt – hier fehlt es an der Attraktivi-
tät und an der Erreichbarkeit der Flächen (die Lage der Treppenhäuser, die massiven 
Betonbrüstungen an den Balkonen im EG und die fehlende Zugänglichkeit verhindern 
letztlich die Nutzung, ebenso fehlt es an Sitzmöglichkeiten, Gemeinschaftsflächen 
(auch für ältere Menschen).  
 
Ebenso befinden sich die Spielplätze innerhalb dieser Grünflächen in einem veralteten 
Zustand, für Kinder und Familien inzwischen unattraktiv und dringend zu erneuern – 
denn auch die Nutzung von Spielflächen führt zu einer Belebung der Grünflächen. 
 
 
Abnutzung, Verwitterung von Fassaden 
Brachliegende Grünflächen, die nur vom Hausmeister benutzt werden, vermooste Weg-
flächen und verblasste und Verwitterte Fassaden führen nicht nur zu einer Verringe-
rung des Wohnwertes, auch für die gesamt Stadt wirkt der Stadtteil weniger attraktiv. 
Daher ist auch eine optische Erneuerung der bestehenden Anlage geboten. 
 

 Der bisherige Bebauungsplan lässt durch seine Festsetzung oder Planzeichnung die ge-
wünschten Änderungen formal nicht zu, daher ist nach über 50 Jahren die Änderung 
geboten.  

 
 Die Stadt Geretsried stellt also gemäß § 1 Abs. 3 BauGB den Bebauungsplan auf, weil 

es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
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B Landes- und Regionalplanung 
 
 Aufbauend auf dem Grundsatz des Landesentwicklungsprogramms Bayern von 2006, in 

dessen Teilfortschreibung vom 01.06.2023 sollen im Rahmen der Siedlungsentwicklung 
bereits ausgewiesene Baugebiete genutzt werden, um die Inanspruchnahme von 
Grund und Boden möglichst gering zu halten (RP, BII 1.1). Gemäß Flächennutzungs-
plan der Stadt Geretsried sind die Grundstücke als Wohnbaufläche ausgewiesen und 
entsprechend dieser Vorgabe. Weiterhin sollen sich die Gemeinden organisch entwi-
ckeln (RP B II 1.3). 

 Der Bebauungsplan zur Umsetzung der Wohnbauflächenausweisung im Flächennut-
zungsplan entspricht somit den Zielen der Landes- und Regionalplanung. 
 

 
 
 
C Flächennutzungs- und Bebauungsplan 
 
 Der Bebauungsplan entwickelt sich aus dem bisherigen Flächennutzungsplan von  
 1995, da der neue FNP in dieser Zeit in Aufstellung war. 
 Dieser ist seit 07.05.2026 genehmigt. Auch hier ist das Plangebiet, wie schon im alten 

FNP; als „Wohnbaufläche“ dargestellt. Diese Ausweisung konnte so übernommen wer-
den. 

 
 
 
D Ziel und Zweck des Bebauungsplanes 
 
 Der ursprüngliche Bebauungsplan (erste Fassung in 1968 erstellt) lässt aufgrund diver-

ser Festsetzungen und der Planzeichnung die unter A genannten notwendigen Maß-
nahmen nicht zu, insbesondere: 

 
- Das geplante Parkdeck auf der Tiefgarage wäre formal ohne Änderung des Bebau-

ungsplanes nicht möglich. Das Parkdeck ist jedoch aufgrund der gegebenen Situa-
tion im Plangebiet die einzige Möglichkeit zusätzliche Parkflächen zu schaffen. 
 
Um den Zugang zum Parkdeck im nördlichen Teil des Plangebietes zu verbessern, 
ist eine Erdgeschossiger Zugang als Verbindung vom „Johannisplatz“ geplant.  
Die meisten Gebäude sind über den Johannisplatz erschlossen, mit dem Durchgang 
kann eine einfache und kurzläufige Verbindung zwischen den Hauszugängen und 
dem Parkdeck geschaffen werden. 

 
- Die GFZ mit 0,8 (die bestehende Bebauung weist bereits eine GFZ von 1,2 auf) 

lässt keine Aufstockung zur Schaffung des dringend benötigten Wohnraumes zu.  
Ebenso lässt die festgesetzte Anzahl der Vollgeschosse die Aufstockung nicht zu.  
Daher sollen alle Baukörper (bis auf die ohnehin sehr hohen 7-geschossigen Ge-
bäude) aufgestockt werden können. 
 
Alternativ, im Falle eines Neubaus, soll gleich ein höheres Gebäude mit mehr Woh-
nungen möglich sen. 

 
- Die Baugrenzen sind z.T. direkt am Gebäudebestand (Außenwand) dargestellt und 

behindern die Erweiterung der Balkone, Anbau von Aufzügen sowie ein neue Wär-
medämm-Verbundsystem (umlaufend ca. 16 cm Außendämmung sowie neue Au-
ßenputz und optische Erneuerung der Fassade).  
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Die Baugenossenschaft Geretsried eG als Eigentümer der gesamten Anlage ist 
bestrebt ist, die Klimaziele nach dem bayer. Klimaschutzgesetz einzuhalten. Dies 
setzt natürlich voraus, dass diese außenliegende Dämmung auch nach den Vorga-
ben des Bebauungsplanes zugelassen ist. 
 

- Im südwestlichen Bereich dieser Änderung soll das bestehende Gelände um ca. 
1,20 m abgegraben werden, um die unter „A“ dargestellten nicht überdachten Au-
ßentreppen in das KG zu vermeiden.  

 
- Gleichzeitig soll das Gelände für die Wohngebäude Sperlingstraße 4 – 10 um ca. 

1,20 m aufgeschüttet werden, um hier die engen Balkone im Erdgeschoss durch at-
traktive Terrassen mit kleinen dazugehörigen Gärten zu ersetzten. 

 
Im Zwischenbereich dieser Maßnahme sind Wege und Einzelgaragen möglich. 

 
Dadurch werden die nicht genutzten Grünflächen verringert, die Nutzung der Ter-
rassen und kleinen privaten Gärten wird aber, wie im benachbarten Baugebiet be-
reits geschehen, zu einer Erhöhtung der Attraktivität der Freiflächen führen.   
 

- Die beiden letzten Maßnahmen können durch die nachfolgende Visualisierung am 
einfachsten beschrieben werden: 

 
Blick von Norden (Sperlingstraße) Richtung Johannisplatz 1:  
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Vogelperspektive: Johannisplatz 1 und 3 mit der Absenkung:                         

 
 
 Mit dem Bebauungsplan soll zusammenfassend eine geordnete städtebauliche Entwick-

lung im Sinne der oben genannten Maßnahmen geregelt werden.  
 
 Insgesamt ist es Ziel dieser Planänderung: 

- Das Parkplatzproblem deutlich zu verbessern. 
- Neuen Wohnraum durch die Möglichkeit der Aufstockung zu schaffen – ohne Flä-

chenverbrauch. 
- Durch Aufzüge etc. einen Teil der bestehenden Wohnungen schwellenlos zu errei-

chen (für ältere Bewohner sowie Familien mit Kleinkindern). 
- Den Wohnwert durch eine Vergrößerung der Balkone und Umbau der Balkone im 

EG zu Terrassen mit kleinen Gärten zu steigern. 
- Die Außenanlagen zu sanieren, und die Kinderspielplätze zu erneuern.  
- Die gesamte Anlage durch Erneuerung der Fassaden etc. optisch aufzuwerten und 

somit einen attraktiven Wohnstandard zu ermöglichen. 
  
 
 
E Grünordnung 
 
 Die Grünanlagen und Freiflächen bestehen seit den 70er Jahren, der Baumbestand ist 

z.T. sehr hoch. Die bestehenden Freiflächen werden in durch diese Änderung erhalten, 
sie sind in Bezug auf die z.T. massive Wohnbebauung ausreichend und im Vergleich zu 
neueren Baumaßnahmen großzügig, so dass Gemeinschaftsflächen entstehen können.  

 
 Die Durchgrünung des Baugebietes ist gegeben. Der ursprüngliche Bebauungsplan  
 Nr. 18 sah gar keine Vorgaben für die Grünordnung vor. 
 
 Im Bebauungsplan wurde daher eine einfache Grünordnung festgesetzt, die den Erhalt 

der bisherigen Grünflächen – aber auch Neupflanzungen regelt.  
 
 Ansonsten ist die Begrünung des Plangebietes im bauordnungsrechtlichen Verfahren 

durch einen Freiflächengestaltungsplan sicherzustellen. 
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F Artenschutzrechtliche Belange 
 
 Die Prüfung des speziellen Artenschutzes (§44 u. § 45 i.V.m. § 67 BNatSchG) ist grund-

sätzlich Voraussetzung für die naturschutzrechtliche Zulassung eines Vorhabens. Eine 
floristisch artenschutzrechtliche Bedeutung des bisherigen Wohngebietes besteht nicht. 
 

 Faunistisch artenschutzrechtlich relevant könnten ggf. die Gehölze sein, da diese von 
heimischen, häufig vorkommenden Vogelarten (z.B. Amsel, Buchfink, Kohlmeise, Star) 
als Nist-, Brut-, Wohn- und Zufluchtsstätte genutzt werden. 

  
 Da es nach § 44 BNatSchG verboten ist, wild lebenden Tieren der besonders geschütz-

ten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Entwicklungs-
formen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, sind bei etwai-
gen Rodungsarbeiten die artenschutzrechtlichen Verbote nach § 44 BNatSchG zu be-
achten. 

 
 Einer detaillierten Untersuchung der Auswirkungen des Vorhabens wurden alle Arten 

unterzogen, für die im Untersuchungsgebiet eine konkrete Habitateignung und eine 
Empfindlichkeit gegenüber dem Vorhaben besteht und die im Plangebiet nachgewie 
sen wurden. (Prüfung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 
i.V.m. Abs. 5 BNatSchG bezüglich der gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten - alle 
europäischen Vogelarten und Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie).  

  
 Ergebnis der Prüfung: 
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 Bei Einhaltung der genannten Vermeidungsmaßnahmen ist von keiner Erfüllung der 

Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG auszugehen. Die Erteilung einer Aus- 
nahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG ist nicht erforderlich. Weitere Untersuchungen sind 
nicht erforderlich. Sie würden lediglich einer weiteren Abschichtung der betroffenen 
und potenziell betroffenen Arten dienen. 

 
 
G Altlasten 
 
 Im Plangebiet sind keine Hinweise auf Altlasten oder Rückstände der ehem. Rüstungs-

betriebe bekannt.  
 
Bei Erdarbeiten etc. ist aber unbedingt auf mögliche „Blindgänger“, also Bomben aus 
dem 2. Weltkrieg, zu achten, die in diesem Plangebiet bereits gefunden wurden. 

 
 Bei Verdachtsfällen sind die einschlägigen staatlichen Stellen zu informieren, die Bau-

maßnahen sind sofort einzustellen, die Entschärfung derartiger Bomben oder anderer 
Munition etc. muss durch einen Fachbetrieb erfolgen.  
 
Evakuierungsmaßnahmen sind mit den Fachbehörden zu klären.  
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Diese Begründung wurde jeweils zusammen mit dem Bebauungsplan (Textfestsetzung und 
Planzeichnung) öffentlich ausgelegt. 
 
 
Da der Bebauungsplan zur Neuordnung der Wohnbauflächen eine Maßnahme der Innenent-
wicklung im Sinne von § 13 a Abs. 1 BauGB darstellt und eine Beeinträchtigung der in § 1 
Abs. 6 Nr. 7 b BauGB genannten Schutzgütern (Vogelschutz) in dem innerstädtischen Wohn-
gebiet nicht gegeben ist, entfällt eine Umweltprüfung und Erstellung eines Umweltberichts (§ 
13 Abs. 3 BauGB). Ebenso ein naturschutzrechtlicher Ausgleich, da der Eingriff auf Grund 
dieser Regelung als vor dieser Bebauungsplan-Änderung zulässig gilt (§ 13 a Abs. 2 Nr. 4 
BauGB). 
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Partik Kohlert 
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